
Abschrift. 

5 D 245/57. 

Im Namen des Deutschen Volkes 

In der StrafSoche gegen den Holzkaufmann .KL_J L 
im Gerlehtsgefängnts in Lyek in Uhtersuchungshaft, 
wegen Rossenschande 

hat das Hetchsgericht, 5.$trafsenat, in der Sitzung vom 51. Mai 1932 
an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Retchsgerichtsrat Isenbor t als VOrsitzender, 
die Reíchsgerichtsräte Ka recke, Go edel, 
Dr.Iber, Dr,Rohde, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Heíchsanwalt Richter, 

als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Ullrich, 

auf die Revision der StaatsanWal tschaft nach mündlicher Verhandlung 
für Recht erkannt: 
Das Ur teil des Landgerichts in L y c k vom 26. Januar 1937 wird im 

Strafousspruch nebst den ihm insoweit zu Grunde liegenden .FeststelJun»= 
gen aufgehoben; die Sache wird in diesem Umfang zu neuer Verhandlung 
und Entscheidung an die Vorinstanz zurückverwiesen. 

Von Rechts wegen. 

, zur Zeit 

Gründe: 

I. Die Rüge der Verletzung des § 538 Nr. 7 StPO. ist offensichtlich 
unbegründet. 

II. Die Sachbeschwerde greift nur den Strafausspruch an 
Die Ausführungen der Beschwerdeführer in liegen zum Lei] auf rein 

tatsächlichem Gebiet. Insoweit sind sie unbeachtlich (§§ 262, 557 sapoi 

um; 
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ez: Recht hingegen rügt die Revision, daß die Strafkammer den ge= 
setzgeberísehen Grundgedanken des Blutschutzgesetzes verkannt habe Nach 
den Ur tetlsfeststellungen hat der Angeklagte, der Jude tat, mit der 
deutschblütígen Angestellten pp | im Jahre 1954 ein Ltebesverhdltnie 
angeknüpft und im Verlauf der Jahre 1934› /955 mit ihr fortgesetzt den 
Beischlaf vollzogen, und zwar auch dann noch, als er vom .Erlaß des Ge= 
setzes zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre vom 
15. September 1955 (eas1.I s„1ı46) Kenntnis erhalten hatte, Das ange= 
fochtene Ur teil hat daraufhin gegen ihn eine Gefängnisstrafe von 2 Jah= 
ren festgesetzt. 

Der Ibtr achter hatte bei einer Zuwiderhandlung gegen § 2 des Blut- 
schutzgesetzes gemäß § 5 Abs. 2 die Wahl, auf Gefängnis oder Zuchthaus 
zu erkennen, Der Gesetzgeber hat davon abgesehen, grundsätzlich die 
Zuchthausstrafe vorzuschreiben und nur bei Vorhandensein mildernder 
Umstände Gefängnis zuzulassen.Díe mildere Strafart ist auch nicht, wie 
das zum Beispiel im § 20 StGB. n.F3 hinsichtlich der Festungshaft ge= 
schehen ist, -nur unter bestimmten Voraussetzungen vorgesehen.. Ob auf 
Zuchthaus oder Gefängnis zu erkennen war, stand daher ebenso wie die 
Strafbemessung innerhalb des gesetzlichen Strafrahmens grundsätzlich 
im Ermessen des Tbtrtchters, der dabei dem Sinn und Zweck das .Strafgesd 
zus und den UMständen des Einzelfalls Rechnung zu tragen hatte. Die 
Nachprüfung des Hevtsíonsger tchts erstreckt sich nur darauf, ob der zum 
richter sein Ermessen nicht willkürlich, insbesondere unter Verletzung 
des gesetzlichen Strafrahmens ausgeübt hat, und ob die Strafbemessung 
nicht von rechtsírrígen Vorstellungen beeinflußt worden ist. IN vor- 
1 tegenden Fall führt diese Prüfung zur Beanstandung folgender Ausfüh= 
rungen des landgerichtltchen Ur tells Als Grund für die Wahl der Mal= 
deren Strafart ist auf Seite 4, 5 der Urteilsabsehrtft angegeben, dqß Tür 
Angeklagte die Absicht gehabt habe, die B zu heiraten. Auf Seite 
6 heißt es wörtlich: ,Läßt sich aber dem Angeklagten die von ihm behaup 
tote Hetratsabstcht nicht widerlegen und ist damit zu rechnen, daß die= 
se Absicht auch noch Inkrafttreten des Blutschutzgesetzes bestanden 
hat, so mußte dies notwendig strafmíldernd wirken. ES würde jeder Le= 
benserfahrung widersprechen, wenn nicht die Versuchung für den Ange= 
klagten, trotz gesetzlichen Verbote seine geschlechtlichen Beziehungen 
zu der Zeugin BCIIII] fortzusetzen, unter den obwaltenden Umständen gar: 
besonders stark gewesen wdre'. Diese Begründung der Strafmtlderung ist 
rechtlich nicht haltbar. Außerhalb der Reichweite des Bluschutzgesetzee 
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mag die Absicht eines Hannes, das Mädchen zu heiraten, mit dem er Ge= 
schlechtsverkehr hatte, als Anzeíehen einer anständigen Gesinnung für 
die Strafmilderung in Betracht kommen. Wenn das Landgericht aber eine 
derartige Absicht des Jüdischen Angeklagten bei Anwendung des Blut= 
Schutzgesetzes strafmildernd berücksichtigt, so verkennt es offenbar 
den in der Überschrift, in der anleitung und in den einzelnen Bestie= 
mungen des Gesetzes klar zum Ausdruck gelangten Willen des Gesetzge= 
bars- Hätte der Angeklagte die Heiratsabsicht, an der er in bewußter 
Nichtachtung des Blutschutzgesetzes und trotzígar Auflehnung hartnäckig 
festhielt, unter Verletzung dieses Gesetzes verwirklichen können, so 
wäre er dem Zuchthaus als der einzigen im § 5 Abs. l des Gesetzes be= 
stimmten Strafart verfallen gewesen. ES ist widersinnig, eine Willens= 
richtung des Täters, die dem auf unbedingte Reinhaltung deutschen Alu= 
tes gerichteten Grundgedanken des Blutschutzgesetzes geradezu entgegen» 
gesetzt war, bei Anwendung des § 5 Absah 2 des Blutschutzgesetzes als 
Strafmilderungsgrund zu verwerten. 

Der Strafausspruch ist daher aufzuheben. 
Die ENtscheidung entspricht dem Antrage des Oberretchsanwalts. 

gex.Isenbart. Kam ecke. Goedel. 
Iber. Dr-.Hohde. 


